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RHEINLAND-PFALZ

LANDESJOURNAL
AUS DEN KREISGRUPPEN – PD NEUSTADT

Die diesjährige Mitgliederver-
sammlung der GdP-Kreisgruppe  
PD Neustadt fand in Bad Dürkheim 
statt. Bei den anstehenden Wahlen 
formierte sich der Kreisgruppenvor-
stand im Wesentlichen neu. 

Als Vorsitzender wurde Stefan Nolte 
und zum stellvertretenden Vorsitzen-
den Holger Bambach gewählt; beide 
verrichten ihren Dienst bei den Zentra-
len Verkehrsdiensten. Ebenfalls neu im 
Vorstand ist Regina Blitt (PI Neustadt) 
als Schriftführerin. Die Kasse liegt wei-
terhin in den bewährten Händen von 
Rüdiger Gündra (KI Neustadt).

Stefan Nolte und Bezirksgruppen-
vorsitzender Udo Fremgen dankten 
den scheidenden Vorstandsmitglie-
dern – allen voran dem bisherigen Vor-
sitzenden Marcus Reif für ihre Arbeit.

Die Versammlung hat die Delegier-
ten zur Bezirkskonferenz und die Kan-
didaten für die Personalratswahlen 2017 
(Hauptpersonalrat und Gesamtperso-
nalrat) gewählt. Die Wahl der Kandida-
ten für den Örtlichen Personalrat wird 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Heinz Jochim: 60 Jahre GdP

Im Rahmen der von unserem Be-
zirksgruppenvorsitzenden Udo Frem-
gen souverän geleiteten Mitgliederver-
sammlung wurden Heinz Jochim für 
60 Jahre Mitgliedschaft und Sigrid 
Steinmetz für 25 Jahre geehrt.

Die weiteren Jubilare unserer Kreis-
gruppe waren: Hannelore Nothhof, 
Gerd Stürmer, Albert Karbstein, Ger-
hard Wollnik, Manfred Seckler (40 Jah-
re Mitgliedschaft), Stefanie Galante, 
Peter Wenz (25 Jahre Mitgliedschaft). 
Nach einem gewohnt interessanten und 
informativen Referat von Heinz Werner 
Gabler vom GdP-Landesvorstand folgte 
eine rege Diskussion, insbesondere zu 
den Themen „GAP – Gesünderes Ar-
beiten in der Polizei“ und Personal. Die 
Versammlung klang mit einem gemein-
samen Essen aus. Stefan Nolte

Stefan Nolte ist neuer Vorsitzender
Vorstand, Delegierte und Kandidaten für den Personalrat gewählt – Ehrungen verdienter Mitglieder

Gut gelaunt in die neue Amtszeit. V. l. n. r.: Rüdiger Gündra, Regina Blitt, Holger Bambach und 
Stefan Nolte Foto: KG PD Neustadt

Liebe Leserin, lieber Leser,

diese Ausgabe der Landes-DP 
setzt einen Schwerpunkt auf die 
GdP- und Personalratsarbeit vor 
Ort in den Kreisgruppen. 

Die Landesebene ist sicher wich-
tig, aber vor Ort in den Kreis- und 
Bezirksgruppen spielt die Musik, 
wird GdP direkt erfahrbar. Eine 
Nachricht auf Landesebene muss 
aber auf Seite 1 dieser Ausgabe.

Wichtige Nachricht aus der 
Staatskanzlei:

Der GdP-Vorsitzende Ernst 
Scharbach hatte in einem Brief an 
die Ministerpräsidentin eingefor-
dert, die Einstellungslinie von 500 
jährlich mit einem Personalziel zu 
verbinden. 

Kurz vor Redaktionsschluss ist 
der lang erwartete Antwortbrief aus 

REDAKTION: WICHTIGE ZAHLEN

der Staatskanzlei bei der GdP ein-
getroffen. 

9160 VZÄ in 2021

Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
teilt ganz unmissverständlich mit, 
dass die Polizei RP 2021 eine Stärke 
von 9160 VZÄ haben soll. Wenn 
dies mit 500 Einstellungen p. a. ab-
sehbar nicht erreichbar sein wird, 
wird rechtzeitig nachgesteuert.

Damit hat die Polizei eine Pla-
nungsgröße, mit der man arbeiten 
kann. Gemessen an den 8800 VZÄ, 
die uns das Finanzministerium in 
2015 zugestanden hat, ist das eine 
Verbesserung um 360 VZÄ. Das 
kann sich sehen lassen. Addiert man 
noch die 350 hinzu, die wir durch 
den „Runden Tisch“ in 2012 erreicht 
haben, kann man durchaus in aller 
Bescheidenheit von einem Erfolg 
sprechen.

 Bernd Becker, Redakteur
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Der Fachausschuss Tarif hat 
einen Werbeordner erstellt, der 
Tarifbeschäftigte in der Polizei von 
einer Mitgliedschaft in der weltweit 
größten Polizeigewerkschaft 
überzeugen soll. 

Der Ordner ist mit vielen Informatio-
nen ausgestattet und gibt einen Über-
blick über die Arbeit der GdP in Rhein-
land-Pfalz und auf Bundesebene. René 
Klemmer, Vorsitzender des Fachaus-
schusses, hat den Ordner auf einer Bun-
desveranstaltung vorgestellt. Die Reso-
nanz war sehr gut; viele Landesbezirke 
schließen sich der Werbeaktion an. 

Margarethe Relet, zuständiges Mit-
glied im geschäftsführenden Landes-
vorstand für den Tarifbereich: „Das ist 
eine tolle Aktion. Mit diesem Werbe-
ordner können wir insbesondere neue 
Kolleginnen und Kollegen begrüßen 
und ihnen die Vorteile einer Mitglied-
schaft in der GdP darstellen. Aber 
auch für Kolleginnen und Kollegen im 

Mit Information überzeugen
Ein überzeugtes 
Neumitglied ist 
Katharina Weber 
(rechts). Jens Paulus 
ist und bleibt ihr 
Ansprechpartner – mit 
viel Know-how und 
einer starken 
Gewerkschaft im 
Hintergrund.

Bestand zeigt der Ordner starke Argu-
mente für eine Mitgliedschaft auf.“

Jens Paulus, Mitglied im Fachaus-
schuss Tarif und Personalratsvertreter 
für die Tarifbeschäftigten im GPR des 
PP Westpfalz, hat mit diesem Werbe-
ordner die neu eingestellte Kollegin 

Katharina Weber für eine Mitglied-
schaft in der GdP begeistern können. 
Mit Freude hat sie das Werbege-
schenk – einen gut gefüllten Ruck-
sack – in Empfang genommen. 

Der FA Tarif sagt: „Herzlich willkom-
men und alles Gute für die Zukunft.“

Die Kollegin Andrea Leismann 
bedankte sich bei einem Besuch der 
GdP-Tarifvertreter Jens Paulus und  
Margarethe Relet für deren Einsatz 
in ihrer Versetzungssache. 

Kollegin Leismann, seit über 25 Jah-
ren Beschäftigte der Polizei Rheinland-
Pfalz, ist aus persönlichen Gründen mit 
ihrer Familie nach Kaiserslautern um-
gezogen. Nachdem die Betreuung ih-
res Kindes nicht mehr erforderlich war, 
hatte sie den Wunsch, vom PP Trier 
zum PP Westpfalz versetzt zu werden. 
Ein langjähriges Hin und Her nahm 
seinen Lauf. Das PP Trier wollte sie und 
ihre Stelle nicht abgeben, das PP West-
pfalz hatte keine frei, stellte aber von 
außen Neue ein. Eine 25-jährige Be-
schäftigung bei der Polizei war an-
scheinend nicht Garant genug, ihre Fä-
higkeiten unter Beweis zu stellen. 

Nach vielen Gesprächen, insbeson-
dere durch den Vertreter des GPR im 
PP Westpfalz, Jens Paulus, gelang die 
Versetzung dann doch endlich. 

Andrea Leismann ist bei der Kripo in 
Kaiserslautern eingesetzt. Sie ist total 
glücklich und von ihrer Arbeit begeis-
tert. Aber einen kleinen Wermutstrop-
fen musste sie hinnehmen: Dadurch, 
dass sie länger als drei Jahre beurlaubt 

Glücklich angekommen

war, ist sie in ihrer Entgeltgruppe von 
der Endstufe 6 in die Stufe 5 zurückge-
fallen. Nun braucht sie noch einmal 
fünf Jahre, um wieder die Endstufe 6 zu 
erreichen.  

Unser Hinweis: Beschäftigte, die El-
ternzeit oder Sonderurlaub ins Auge 
fassen, sollten sich vorher genau infor-
mieren, welche Zeiten die Stufenlauf-
zeit hemmen und ab welchem Zeit-
punkt ein Rückfall in die vorhergehende 
Erfahrungsstufe droht.

Der Kollegin Leismann wünschen 
wir auf jeden Fall alles Gute für ihre 
weitere Zukunft beim PP Westpfalz.

Die Kollegin Andrea Leismann mit Jens 
Paulus an ihrem neuen Arbeitsplatz bei der 
Kriminaldirektion Kaiserslautern.
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PERSONALRATSARBEIT VOR ORT – PD TRIER

DP: Jürgen, wie lange 
warst Du Vorsitzender und 
warum stellst Du die Funk-
tion jetzt zur Verfügung? 

Schmitt: Ich war rund 
drei Jahre Vorsitzender 
und bin zu der Überzeu-
gung gekommen, dass vor 
dem Hintergrund der gra-
vierenden Verjüngung un-
seres Präsidiums, die zwei-
felsohne vor uns liegt, ein 
junger Mann aus dem 
Wechselschichtdienst eine 
perspektivische Lösung ist. 

DP: Also keine Enttäu-
schung oder Groll beim 
Blick zurück? 

Schmitt: Keinesfalls, die 
Personalratsarbeit, auch die 
zwei Jahre im GPR, haben 
mir immer Freude bereitet, 
da gibt es sicher auch 
schwierige und unange-
nehme Situationen, das ist 
aber auch ein Reiz. Mein 
Ziel war es, die GdP in der 
PD Trier wieder so aufzu-
stellen, dass sie ihrer Be-
deutung als die Berufsver-
tretung der Polizei 
entsprechend im ÖPR vertreten ist und 
dann rechtzeitig zu übergeben. Ich freue 
mich jetzt wieder auf meine „Jungs“ in 
Trier-Nord, denn  ich mache wieder Poli-
zeiarbeit im GSGJ. Im Personalrat bin 
ich weiter noch mit Rat und Tat dabei. 

DP: Also zu Dir Heiko. Warum woll-
test Du Personalratsvorsitzender wer-
den? 

Zwank: Wir haben diesen Wechsel 
schon langfristig vorbereitet, weil wir 
unsere Personalrats- und Gewerk-
schaftsarbeit auf die Zukunft ausrichten 
wollten. Mich reizt an der Aufgabe, dass 
ich mich auf ganz vielen Gebieten ein-
bringen und einarbeiten kann. Die 
Amtsführung durch Jürgen hat für mich 
in den letzten Jahren absolut Vorbild-
charakter, sodass es nur Ziel sein kann, 
daran nahtlos anzuschließen. 

DP: Das heißt … 
Zwank: Ein offenes Ohr nah bei den 

Kolleginnen und Kollegen. Schnelle und 
unbürokratische Problemlösungen fin-
den und in vielen Gesprächen die Belan-

Schmitt bleibt und Zwank ist Vorsitzender
Ein Übergabegespräch – mit dabei Vertreterin Sabine Gubernator

ge der Belegschaft vertreten.  Dabei will 
ich die Dinge mit Ruhe und  Sachlichkeit 
angehen, aber auch nicht vor dem Kon-
flikt zurückzucken, wenn es nötig ist. 

DP: Hört sich gut an. Geht das so al-
leine als Personalrat der PD Trier?

Zwank: Auf gar keinen Fall. Wir ar-
beiten in einem Netzwerk von Personal-
räten; im PP Trier und darüber hinaus. Es 
geht auch nur mit einer starken Gewerk-
schaft und guten Vertrauensleuten auf 
den Dienststellen. Das zeigt das Beispiel 
der Aktion „Wir brauchen Verstär-
kung!“ Eine deutliche Aktion im Wahl-
kampf wurde von unseren Vertrauens-
leuten bei der Konferenz im Dezember 
gefordert. Von den Verantwortlichen in 
den Kreisgruppen und der Bezirksgrup-
pe aufgegriffen, bis zum Landesvorstand 
transportiert, der mit allen Mitteln unter-
stützt hat. Da hat Jürgen auch ganz 
schön mit Druck gearbeitet. Ich hoffe, da 
kann ich noch was lernen! 

DP: Sabine, Du bist gewissermaßen 
der ruhende Pol zwischen den beiden. 
Wie ist Deine Wahrnehmung? 

Gubernator: Meine Auf-
gabe ist natürlich, Problem-
stellungen aus dem Tarifbe-
reich zu erkennen und zu 
bearbeiten. Dabei hatte ich 
von Jürgen immer große 
Unterstützung und das wird 
bei Heiko nicht anders sein. 
Beiden ist klar, dass unsere 
GdP den tariflich Beschäf-
tigten ganz besonders ver-
pflichtet ist. 

DP: Manchmal lassen die 
„Herren Beamten“ ja für die 
Kolleginnen ein gutes Stück 
der Alltagsarbeit in der Ge-
schäftsführung liegen. Ist das 
bei Euch auch so? 

Gubernator: Auf gar kei-
nen Fall. Ich habe den alten 
und den neuen Vorsitzenden 
immer so erlebt, dass ihnen 
keine Arbeit zu viel oder zu 
nieder war. Wir haben eine 
super Arbeitsatmosphäre. 

Schmitt: … und ich hatte 
eine super Vertreterin, die 
sich auch in alle Beam-
tenthemen mit Rat und Tat 
eingebracht hat. Da konnte 
in meinem Urlaub nichts an-

brennen, Sabine kann in allen The-
men wechseln. 

DP: Das hört sich nach einem guten 
Team an, das sich gegenseitig ergänzt. 

Jürgen, willst Du den Leserinnen 
und Lesern oder Deinem Nachfolger 
noch etwas mit auf den Weg geben? 

Schmitt: Als Personalrat – insbeson-
dere in der Freistellung – übernimmst 
du die Rolle als Vertreter der Kollegin-
nen und Kollegen. Da musst du das Ge-
spür für die Nöte und Sorgen der Kolle-
ginnen und Kollegen immer wieder 
neu schärfen. Du musst Respekt für 
deine Gesprächspartner in der Dienst-
stellen- und Behördenleitung haben 
und wissen, dass die auch ihre Rolle 
spielen.

Schwerer wird es, wenn du in deine 
Rolle als Gewerkschafter wechselst, um 
Dinge auf der politischen Schiene zu be-
wegen. Das sind die dicken Bretter und 
da bohren wir alle gemeinsam weiter. 

DP: Vielen Dank für das Gespräch 
und weiter so in der Personalratsarbeit.

Das Vorstandsteam vom Örtlichen Personalrat bei der PD Trier:  
Heiko Zwank, Sabine Gubernator und Jürgen Schmitt  Foto: GdP Trier
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DAS UNVERÖFFENTLICHTE INTERVIEW

Die Koblenzer Rhein-Zeitung hatte 
aus Anlass der ersten 100 Tage der 
Landesregierung Fragen an die GdP. 
Landesredakteur Bernd Becker hat 
diese Fragen und Antworten für die 
Chefreporterin zusammengestellt –  
leider bis dato unveröffentlicht. Den 
DP-Lesern wollen wir den Text nicht 
vorenthalten und wer arbeitet schon 
gerne für die Ablage „P“.

100 Tage neue Landesregierung. 
Wie ist die Bilanz der GdP?

BB: Dieses Mal stehen zum Thema 
Sicherheit die richtigen Ansätze im Ko-
alitionsvertrag. Jetzt kommt es darauf 
an, ob die beschriebenen Ziele mit 
Geld hinterlegt und umgesetzt werden. 
Wir sehen ein Auftragsbuch, noch kei-
ne Bilanz.

Was bedeutet das konkret, bei-
spielsweise beim Personal?

BB: 2011 wurden für fünf Jahre 300 
Einstellungen geplant. Wenn es uns 
nicht gelungen wäre, am „Runden 
Tisch Polizei“ eine Korrektur hinzu-
kriegen, wären aktuell über 100 Leute 
weniger im Dienst und wir würden 
noch zwei Jahre weiter stark schrump-
fen. Im aktuellen Koalitionsvertrag ste-
hen 500 Einstellungen pro Jahr. Die 
Landesregierung hat uns jetzt zuge-
sagt, dass diese Einstellungslinie mit 
dem Ziel verbunden ist, in 2021 9160 
Vollzeitäquivalente im Dienst zu ha-
ben. Wenn dazu die 500 nicht ausrei-
chen, wird frühzeitig nachgesteuert. 
Das hat die Ministerpräsidentin zuge-
sagt.

Und damit sind Sie zufrieden?
BB: Das sind dann immerhin etwa 

260 mehr, als wir jetzt haben und 360 
mehr, als uns aus Schuldenbremsen-
gründen im letzten Jahr zugestanden 
wurden. Unser Ziel bleiben aber 10 000 
Polizistinnen und Polizisten, weil wir 
der Überzeugung sind, dass sie ge-
braucht werden. Dazu muss die Ein-
stellungsrate 500 noch einige Jahre 
länger fortgeführt werden – bestenfalls 
in etwas angehobener Form. Kontinui-
tät über viele Jahre ist bei den Einstel-
lungen das Allerwichtigste.

Wofür wird mehr Personal ge-
braucht?

BB: Polizeiarbeit hat sich verändert 
und wir zeichnen das in den Personal-
stärken nicht nach. Wechselschicht-
dienst rund um die Uhr wird zusehends 

100 Tage Rot-Grün-Gelb: Ein Auftragsbuch
anspruchsvoller und belastender und 
die GdP will, dass die Polizei auch in 
der Fläche präsent bleibt. Die Personal-
entwicklung ist aber gegenläufig: In 
den letzten zehn Jahren ist der Schicht-
dienst um über 500 Mann und Frau ge-
schwächt worden. Das muss repariert 
werden. Es ist nicht länger möglich, die 
kleineren Dienststellen aus dem Fleisch 
der größeren funktionsfähig zu halten. 

Im Ermittlungsbereich fordern uns 
Digitalisierung und Internationalisie-
rung der Kriminalität heraus. Kriminali-
tät rund um das Internet explodiert ge-
radezu und wird übrigens nur zum Teil 
statistisch erfasst. Vor allem in Berei-
chen der Kriminalpolizei, die besonders 
sozialschädliche Kriminalität bekämp-
fen – ist großer Personalbedarf. Die Bil-
dung von Ermittlungsgruppen zur Be-

kämpfung der internationalen Eigen-
tumskriminalität bei den Präsidien war 
zweifelsohne erforderlich, wie auch die 
Verstärkung des Landeskriminalamtes. 
Aber diese Personalverschiebungen 
reißen an anderen Stellen Löcher, die 
von den verbliebenen Kolleginnen und 
Kollegen nicht mehr geschlossen wer-
den können.

Der dritte große Aufgabenbereich 
ist das Einsatzgeschehen. Mit dem 
neuen Polizeipräsidium Einsatz steht 
das richtige Stichwort im Koalitions-
vertrag. Aber wenn wir professionelle 
stehende Hundertschaften haben wol-
len, geht auch das nicht ohne Personal. 
Nur so können wir den unhaltbaren 
Zustand abmildern, dass Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Wechselschicht-
dienst heraus an Tagen, die sie eigent-
lich zur Erholung bräuchten, in den 
Einsatz müssen.

Aber es heißt doch immer, dass eine 
gute Technik Personal einspart.

BB: Das gilt zum einen nicht für jede 
Technologie und zum anderen muss 
man die gute Technik erst einmal ha-
ben. Auch hier stehen die richtigen 
Stichworte im Koalitionsvertrag und 
harren der Finanzierung. Wir brauchen 
händeringend Investitionen in eine zeit-
gemäßes Einsatzleitsystem, verbunden 
mit deutlichen Verbesserungen bei der 
Annahme und Abarbeitung von Notru-
fen und mit dem Einsatz von „smarten“ 
Streifenwagen, aus denen es über Luft-
schnittstelle einen Zugang zu allen IT-
Anwendungen der Polizei gibt. 

Ein bundeseinheitliches Sachbear-
beitungsprogramm – bundesweit re-
cherchefähig – sollte alsbald angegan-
gen werden, insbesondere, wenn der 
Bund bereit ist, bei der Finanzierung 
einzusteigen. Dasselbe gilt für den bun-
desweiten Informations- und Auswerte-
verbund. Das sind Projekte, die nicht 
nur für die Entwicklung, sondern auch 
im Betrieb wieder Personalbedarf auslö-
sen. Die Möglichkeit, Fachleute, etwa 
Wirtschaftsprüfer oder IT-Spezialisten, 
in die Polizei zu integrieren, muss noch 
stärker genutzt werden; ohne attraktive 
Bedingungen wird das aber nicht gehen 
und auch nicht auf Kosten von Personal-
stellen aus dem Polizeibereich.

Den Erkenntnissen muss die Finan-
zierung folgen. Statt aus wahltakti-
schen Gründen über Steuersenkungen 
zu fabulieren, sollten die Länder in die 
Lage versetzt werden, ihre Pflichtauf-
gaben zu erfüllen. Und im Land sollte 
vor der Kür die Pflicht finanziert wer-
den. Innere Sicherheit ist Pflicht.

Wie ist die demografische Situation 
der Polizei?

BB: Ein gutes Drittel der rheinland-
pfälzischen Polizisten ist über 50 Jahre 
alt. Etwa 1000 sind eingeschränkt dienst-
fähig. Das bedeutet, dass wir in den kom-
menden Jahren einen großen Teil der 
Polizei austauschen werden. Die GdP 
setzt sich mit Herzblut dafür ein, dass die 
„Alten“ noch ohne weitere Gesundheits-
schäden in die Pension gehen können 
und die jungen Kolleginnen und Kolle-
gen, die zu uns kommen, weniger ge-
sundheitsschädliche Arbeitsplätze vor-
finden. Der Innenminister hat das Projekt 
„Gesünderes Arbeiten in der Polizei“ ins 
Leben gerufen, das gleich mit dem dicks-
ten Brocken – dem Wechselschichtdienst 

Fortsetzung auf Seite 5

GdP-Vize und Landesredakteur Bernd Becker
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NACHRUF FÜR EINEN DIENSTHUND

– an den Start gegangen ist. Es geht da-
bei aus GdP-Sicht darum, wirklich die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern. Das 
wird vor allem durch Personalverstär-
kung zu erreichen sein, weil dann die 
individuelle Belastung sinkt und nicht 
zur Beanspruchung wird. Und fest steht 
aus unserer Sicht auch, dass im vollkonti-
nuierlichen Wechselschichtdienst eine 
40-Stunden-Woche weder gesundheits-
schonend, noch rechtmäßig darzustellen 
ist. Wir brauchen eine Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit für Menschen die 
Schicht- und Nachtarbeit leisten.

Im Koalitionsvertrag stehen auch 
die Stichworte „Zentrale Stelle für Ge-
sundheit“ und „Heilfürsorge“. Was hat 
es damit auf sich?

BB: Erst einmal: Wir reden über GdP-
Projekte, die wir seit Jahren hartnäckig 
verfolgen. Das Thema Heilfürsorge wird 
im parlamentarischen Raum sowie im 
Innen- und dem Finanzministerium 
ernsthaft bearbeitet. Es geht darum, dass 
den besonderen Pflichten von Polizistin-
nen und Polizisten auch eine besondere 
Fürsorge beim Thema Krankenversiche-
rung gegenüberstehen soll, beispiels-
weise durch Präventivkuren für Schicht-
dienstleistende. Gleichzeitig besteht die 
Chance, dass nicht nur die Beschäftigten 
nennenswert Geld sparen, sondern auch 
das Land. Was in Baden-Württemberg 
und anderen Ländern geht, sollte auch 
bei uns gehen. Die Zentrale Stelle für 
Gesundheit ist bereits Thema in Arbeits-
gruppen. Dahinter steckt die Idee, Be-
triebsmedizin, amtsärztliche Aufgaben, 

Fortsetzung von Seite 4

Diensthund Miko war 2014 das 
Hundegesicht der erfolgreichen 
GdP-Aktion zur Verbesserung der 
Haltungsbedingungen für „pensionier-
te“ Diensthunde der rheinland-pfälzi-
schen Polizei.

Wie der Kollege Joachim Zimmer-
mann jetzt mitteilt, ist Miko am Sonntag, 

GdP-Kollege Miko ist tot

dem 17. Juli 2016, im hohen Alter von 15 
Jahren über die „Regenbogenbrücke 
gegangen“. Er hat bis dahin seinen 
„Ruhestand“ in der Familie des Kolle-
gen verbracht. 

2014 ging es darum, die Pflegepau-
schale für ausgesonderte Diensthunde 
zu erhöhen und der Haltereigenschaft 
des Landes gerecht zu werden. Miko 
illustrierte einen größeren Artikel im 

Diensthund Miko 2014  Foto: Zimmermann

kurative Medizin, Arbeitsschutz und 
Gesundheitsmanagement an einer Stel-
le landesweit zu koordinieren, was da-
durch begünstigt wird, dass die Polizei 
ohnehin über Polizeiärzte verfügt. Ein 
langjähriges Anliegen der GdP.

Haben wir ein Thema vergessen?
BB: Wir sind in Konkurrenz mit ande-

ren Ländern und dem Bund um die bes-
ten Köpfe und Körper für die Polizei. 
Deshalb muss das Besoldungsdefizit ge-
genüber unseren Nachbarn aufgearbei-
tet werden, zumindest müssen die Tarif-
verträge zeit- und inhaltsgleich über-
nommen werden. Die Einführung der 
Heilfürsorge würde unsere Position 
deutlich verbessern und mit der ersten 
Beförderung in die Besoldungsgruppe 
A 10 als Regelbeförderung hätten wir 
ein weiteres gutes Werbeargument.

Landesteil der DEUTSCHEN POLIZEI, 
in dem sein „Herrchen“ die Problema-
tik erläuterte. Die Aktion fand große 
Beachtung und Miko entwickelte sich 
mit über 5000 Facebook-Likes zum Pu-
blikumsrenner.

Das Engagement von Herr und Hund 
sowie der GdP als starkem Gewerk-
schaftspartner führte im Januar 2016 zur 
Erfüllung der Forderungen. Es wurde 
erreicht, dass die Diensthundeführer 
des Landes zwischen einem Pflegever-
trag oder der Schenkung des Dienst-
hundes wählen können. Im Rahmen des 
Pflegevertrages werden dann alle anfal-
lenden Tierarztkosten übernommen. 
Auch wurden die monatlichen Pflege-
pauschalen, nicht nur der alten Dienst-
hunde sondern auch der aktiven Dienst-
hunde, nach über 30 Jahren den 
heutigen Preisen angepasst. Auch Miko 
bzw. der Kollege Zimmermann  konnten 
von dieser Verbesserung noch profitie-
ren. 

Joachim Zimmermann möchte sich 
auf diesem Wege auch ausdrücklich bei 
Herrn IdP Jürgen Schmitt für die Um-
setzung des Pflegevertrages und die da-
mit verbundenen Erhöhungen der Pfle-
gepauschalen bedanken.

Gewerkschaftskollege Miko

Unsere Diensthunde sind der Polizei 
oftmals Freund und Helfer. Diensthund 
Miko in ganz eigener Weise, sozusagen 
als tierischer Gewerkschaftskollege.
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KURZ BERICHTET AUS DEM HAUPTPERSONALRAT

Die Septembersitzung des HPRP 
war – nicht zuletzt wegen einiger 
Auslandsverwendungen und der zu 
regelnden Erstverwendung der 
Masterabsolventinnen und Masterab-
solventen – dominiert von Personal-
maßnahmen. Mit der Zustimmung 
zum Einstieg in die GPS-Ortung trägt 
der Hauptpersonalrat einen Meilen-
stein bei den Themen Eigensicherung 
und Einsatzsteuerung mit.

Berichte

Den Behörden und Einrichtungen 
werden jetzt insgesamt 9 Beamten-
stellen A 10 zur Einstellung von IT-
Fachleuten zur Verfügung gestellt.

Einrichtung einer AG Video

Eine AG soll sich mit der Frage be-
fassen, inwieweit – beispielsweise bei 
Großeinsätzen – Videotechnik noch 
besser eingesetzt werden kann.

Persönlichkeitsstrukturtest

Dr. Thielges von der HdP stellt dem 
Gremium das Konzept eines Persön-
lichkeitsstrukturtests im Auswahlver-
fahren für Polizeibewerber vor. 

Auftrag sei gewesen, ein Verfahren 
zum Test von „Stressstabilität“ zu 
entwickeln. 

Das Thema konnte nicht abschlie-
ßend behandelt werden, da die örtli-
chen Gremien vor der Sitzung noch 
nicht angehört werden konnten. Der 
HPRP formuliert nach eingehender 
Befassung zahlreiche Fragen und 
sieht Erörterungsbedarf.

Projekt Anpassung der  
Zentralen Bußgeldstelle

 Der erneuten Vorlage des MdI zur 
Einrichtung eines Projektes zur Auswei-
tung der Zentralen Bußgeldstelle hat 
der HPRP in Ermangelung von relevan-
ten Ablehnungsgründen zugestimmt.

Im Kern geht es um die Beschaffung 
von 15 stationären und semistationä-
ren Messanlagen und die Einstellung 
von ca. 190 zusätzlichen Beschäftigten 

Grünes Licht für GPS-Ortung

sowie der Etablierung einer großen 
Außenstelle in Zweibrücken.  

Der HPRP entsendet Vertreter in 
das Projekt und die drei Arbeitspa-
kete.

GPS-Ortung im Digitalfunk

Markus Moog und Jens Hoffmann 
von der ZPT stellen dem Gremium 
das Konzept zur „Einführung des Ba-
sisdienstes GPS im Digitalfunk“ vor.

Es geht dabei um die technische 
Möglichkeit zur Ortung von Endgerä-
ten des Digitalfunks. Ziel der Technik 
sei es, Einsatzsteuerung und Eigensi-
cherung deutlich zu verbessern. Ein 
künftiges Einsatzleitsystem sei ohne 
Ortung nicht vorstellbar.

Nach eingehender und kritischer 
Diskussion überwiegen für den HPRP 
die Vorteile der Ortung. Das Gremi-
um stimmt zu.

Gleichwohl sind weitergehende 
Regelungen zum Schutz der Kollegin-
nen und Kollegen erforderlich, insbe-
sondere, wenn es um Fragen der 
Speicherung gehen wird.  

Die Gäste haben etliche Ideen und 
Anregungen dankbar aufgenommen, 
insbesondere im Hinblick auf Trans-
parenz und Öffentlichkeitsarbeit 
nach innen.

Die Ortung wird mit einer Test-
phase im PP Mainz starten, weil 
dort die neueste Generation der 
„ZAVT-Zentralen Abfrage und Ver-
mittlungstechnik“ und die erforder-
liche Visualisierungstechnik vor-
handen ist.

 Ernst Scharbach, 
Heinz Werner Gabler

Ballistischer Schutz 
und Bewaffnung

In einer Sondersitzung im August 
hat der Hauptpersonalrat Polizei 
der Beschaffung von 860 „First-Re-
sponder-Helmen“, zertifiziert nach 
VPAM 3, zugestimmt.

Ebenso fanden die Ausschrei-
bungskriterien für eine Überwurf-
weste als Trägersystem für ballisti-
sche Platten die Zustimmung des 
Gremiums. Die Brustplatte leistet 
VPAM 9 (altes Natokaliber mit 
Stahlkern) und alle anderen Platten 
VPAM 6 (Kalaschnikow mit Weich-
kern).

Ebenfalls ausgeschrieben wer-
den Präzisionszieleinrichtungen 
für rund 500 MP 5.

Foto: ZPT
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WASSERSCHUTZPOLIZEI

WIR TRAUERN UM

Werner Ziemba,  
86 Jahre,

KG PD Kaiserslautern

Emil Stegner  
83 Jahre

KG PP Trier

Wir werden ihnen ein ehrendes 
Andenken bewahren.

ALLES GUTE IM  
RUHESTAND

Bernhard Odenwald und  
Emil Pahle, 
KG Südpfalz

Reinhard Heuser und 
Karl Ortseifen, 
KG Westerwald/Rhein-Lahn

Herbert Bender,
Herbert J. Schunk,
Udo Waldorf und 
Hildegard Höwer-Resch,
KG PP/PD Koblenz

WIR GRATULIEREN 
ZUM GEBURTSTAG

70 Jahre

Harald Budell und  
Wolfgang Lesmeister,  
KG PD Kaiserslautern
Norbert Mostert,  
KG PP/PD Mainz
Dieter Mürlebach,  
KG PP/PD Koblenz
Manfred Au,  
KG Rhein-Nahe
Katharina Schuster,  
KG Vorderpfalz

75 Jahre

Rolf Andres,  
KG PD Kaiserslautern
Helmut Birkelbach,  
KG PP/PD Koblenz

80 Jahre

Hermann Marx,  
PP/PD Koblenz

90 Jahre

Alois Mindnich, KG Rhein-Nahe

95 Jahre

Irmgard Bauer, KG Vorderpfalz

Norman Müller und Parick Kirf 
von der GdP-Kreisgruppe der Was-
serschutzpolizei hatten jetzt einen 
Termin beim Inspekteur der Polizei, 
Jürgen Schmitt, um sich für eine Aus-
nahmeregelung von der Pflicht zur 
Standortübermittlung mit „AIS“ ein-
zusetzen. Begleitet wurden sie von 
Ernst Scharbach und Dieter Enge-
mann von der Landes-GdP.

Für Landratten zur Erklärung:

Jedes mit Inland-AIS (Automatic 
Identification System) ausgestattete 
Schiff sendet ein eigenständiges Funk-
signal über seine Erkennungs- und Po-
sitionsdaten aus und empfängt die Da-
ten der anderen, in der Umgebung 
befindlichen, Schiffe. Hierdurch kann 
der Schiffsführer, z. B. in kurvigen Stre-
ckenabschnitten, oder bei schlechter 
Sicht, bereits vor dem optischen bzw. 
Radar-gestützten Erkennen anderer 
Schiffe, diese wahrnehmen und so den 

WSP-Boote nicht mehr  
öffentlich orten

„WSP 16“ am Anleger; der Standort wird ständig mit „AIS“ geortet und im Internet veröffent-
licht. Das kann nicht sein, sagt die GdP.  Foto: GdP-Kreisgruppe

anstehenden Verkehrsvorgang besser 
koordinieren. 

Kleinfahrzeuge (Fzg unter 20 m 
Länge) sind von der Verpflichtung je-
doch ausgenommen, da sie größten-
teils gar nicht die Möglichkeit haben, 
das System zu installieren. 

Die Ausnahme unter den Kleinfahr-
zeugen bilden die mit Radar ausgerüs-
teten Boote der Wasserschutzpolizei. 
Sie sind verpflichtet, AIS-Daten auszu-
senden. Dies darf nur unterbleiben, 
wenn die Übermittlung der AIS-Daten 
die Erfüllung polizeilicher Aufgaben 
gefährden würde.

Nun hat aber die Amtsleitung der WSP 
für das Erkennen solcher Ausnahmen 
enge Regelungen getroffen und sieht die 
Verantwortung beim Bootsführer.

Die GdP-Delegation stieß beim In-
spekteur der Polizei auf Verständnis mit 
der Forderung, die Polizei generell von 
der Pflicht zur Standortübermittlung 
auszunehmen. „Stellen Sie sich vor, je-
der Streifenwagen könnte im Internet 
beobachtet werden“, machte Norman 
Müller deutlich, worum es der GdP geht.

Einheitliche Regelung

Inspekteur Schmitt sagte zu, sich 
auf Ebene der Innenministerkonfe-
renz für eine einheitliche Regelung 
für alle Länder einzusetzen und den 
Sachverhalt im UAFEK (Unteraus-
schuss Führung, Einsatz, Kriminali-
tätsbekämpfung) vorzutragen. 

Auch bei anstehenden Gesprächen 
mit dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationssi-
cherheit will Schmitt AIS thematisieren.

Patrick Kirf


